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Erwägungen

E. 1
Die Beschwerdeführerin erstattete mit Eingabe an die Jugendanwaltschaft Limmattal/Albis
vom 17. April 2023 und mit Eingabe an die Oberstaatsanwaltschaft des Kantons Zurich
vom 19. April 2023 Strafanzeige gegen B.________ wegen Anstiftung zur Brandstiftung
und gegen B.________, C.________, D.________ und E.________ insbesondere wegen
Ehrverletzungsdelikten. Die Staatsanwaltschaft Limmattal/Albis nahm mit Verfügung vom
23. März 2024 ein Strafverfahren nicht an Hand. Die Beschwerdeführerin erhob gegen
diese Nichtanhandnahmeverfügung beim Obergericht des Kantons Zürich Beschwerde und
beantragte in diesem Verfahren die unentgeltliche Rechtspflege und Verbeiständung. Mit
Verfügung vom 2. Juli 2024 wurde dieses Gesuch abgewiesen und der Beschwerdeführerin
eine Frist von 10 Tagen angesetzt, einen Kostenvorschuss in Höhe der mutmasslichen
Gerichtskosten von Fr. 2'000.-- zu leisten. Gegen diese Verfügung gelangt die
Beschwerdeführerin mit Beschwerde vom 12. Juli 2024 (eingegangen am 19. Juli 2024) ans
Bundesgericht und beantragt sinngemäss, ihr sei für das vorinstanzliche Verfahren die
unentgeltliche Rechtspflege und Verbeiständung zu gewähren. Auch für das
bundesgerichtliche Verfahren ersucht sie um unentgeltliche Rechtspflege und
Verbeiständung.

E. 2
Die Beschwerde hat ein Begehren und eine Begründung zu enthalten ( Art. 42 Abs. 1 BGG
). In gedrängter Form ist darzulegen, inwiefern der angefochtene Entscheid Recht verletzt (
Art. 42 Abs. 2 BGG ). Um den Begründungsanforderungen zu genügen, muss die
beschwerdeführende Partei mit ihrer Kritik bei den als rechtsfehlerhaft erachteten
Erwägungen der Vorinstanz ansetzen ( BGE 146 IV 297 E. 1.2 mit Hinweis). Das bedeutet,
dass die Rechtsschrift auf den angefochtenen Entscheid und seine Begründung Bezug
nehmen und sich damit auseinandersetzen muss ( BGE 143 II 283 E. 1.2.2; 140 III 86 E. 2;
je mit Hinweisen). Auf ungenügend begründete Rügen oder bloss allgemein gehaltene
appellatorische Kritik am angefochtenen Entscheid tritt das Bundesgericht nicht ein ( BGE
148 IV 356 E. 2.1, 39 E. 2.6; 147 IV 73 E. 4.1.2; je mit Hinweisen).

E. 3
Die Vorinstanz hat das Gesuch um unentgeltliche Rechtspflege und Verbeiständung
abgewiesen, da die Beschwerdeführerin zwar ihr Gesuch damit begründet habe, dass sie
mittellos sei. Allerdings habe sie in ihrer Beschwerdeschrift geltend gemacht, das
Landhaus, in welchem die Brandstiftung stattgefunden habe (U.________ in V.________),
sei im Jahr 1994 schuldenfrei für zweieinhalb Millionen Franken gekauft worden. Diese
Immobilie habe sie als ihr Landhaus bezeichnet. Bei dieser Sachlage sei die Mittellosigkeit
der Beschwerdeführerin gerade nicht ausgewiesen.



Die Beschwerdeführerin führt in ihrer Eingabe aus, was es aus ihrer Sicht mit dem besagten
Landhaus auf sich habe. Dieses sei 1994 gekauft worden. 1995 sei ihr Verlobter verstorben.
Nach einem langen Erbschaftsstreit, der vor dem Bundesgericht geendet habe, sei sie dessen
Universalerbin. Im Jahr 2004 habe sie der Gemeindeschreiber aus "Schikane" von
V.________ abgemeldet. Im Jahr 2014 sei "Konkurs über das Landhaus gelegt" worden.
Seither habe sie nicht mehr in dieses zurückkehren können und lebe auf der Strasse. Es habe
sich um einen "fingierten Konkurs von Richter F.________ mit seinen Anwälten"
gehandelt. Im Jahr 2021 habe sie angefangen zu recherchieren und habe herausgefunden,
was "mit meinem Landhaus" geschehen sei. Die Vorinstanz verkenne ihre Situation.

Mit diesen Ausführungen vermag die Beschwerdeführungen den
Begründungsanforderungen nicht zu genügen. Eine hinreichende Auseinandersetzung mit
der zentralen Erwägung der Vorinstanz - das Landhaus sei nach Angaben der
Beschwerdeführerin im Jahr 1994 schuldenfrei für zweieinhalb Millionen Fragen gekauft
worden und es handle sich dabei um ihr Landhaus, womit deren Mittellosigkeit nicht
ausgewiesen sei - findet in der Beschwerde nicht statt. Das Vorbringen der
Beschwerdeführerin, sie lebe sei Jahren auf der Strasse und sei von der Hilfe Dritter
abhängig, bleibt im Übrigen unbelegt. Insgesamt vermag die Beschwerdeführerin nicht
aufzuzeigen, weshalb die Vorinstanz Bundesrecht verletzt, wenn sie ihr Gesuch um
unentgeltliche Rechtspflege und Verbeiständung abweist. Der Begründungsmangel ist
offensichtlich und auf die Beschwerde ist im Verfahren nach Art. 108 Abs. 1 lit. b BGG
nicht einzutreten.

E. 4
Die Gerichtskosten sind der Beschwerdeführerin aufzuerlegen ( Art. 66 Abs. 1 BGG ). Das
Gesuch um unentgeltliche Rechtspflege und Verbeiständung im bundesgerichtlichen
Verfahren ist wegen offensichtlicher Aussichtslosigkeit der Begehren abzuweisen ( Art. 64
Abs. 1 BGG ).
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